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VERWENDETE BEGRIFFE

· Kunde

Wir verwenden den Begriff „Kunde“ gelegentlich für Blinde und Sehbehinderte, die sich im Prozess der beruflichen Eingliederung befinden. Wir sind uns dessen bewusst, dass viele diesen Begriff für politisch nicht korrekt halten. Wir verwenden ihn jedoch an Stellen, an denen die bestehenden Alternativen zu bürokratisch und somit unpassend erscheinen.

· Sehbehinderung und Blindheit

Gemäß der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) liegt eine Sehbehinderung vor, wenn auf dem besseren Auge mit optimaler Korrektur die Sehschärfe weniger als 6/18, jedoch 3/60 oder mehr beträgt oder das entsprechende Gesichtsfeld auf weniger als 20 Grad eingeschränkt ist. Blindheit wird definiert als Sehschärfe von weniger als 3/60, oder als Einschränkung des entsprechenden Gesichtsfelds auf weniger als 10 Grad auf dem besseren Auge bei bestmöglicher Korrektur, d. h. ein Sehvermögen von unter 0,05. 

· Definition von Nichterwerbstätigkeit 

Menschen, die entweder arbeiten oder arbeitslos und aktiv auf Arbeitssuche sind, werden als „erwerbstätig“ bezeichnet. Diejenigen, die keiner dieser Gruppen zugeordnet werden können, fallen in die Kategorie „nicht erwerbstätig“. 
Blinde und Sehbehinderte in der Europäischen Union (EU) gehen vielfältigen Beschäftigungen nach. Von 2001 und 2007 trug die Europäische Blindenunion (EBU) jedoch Belege für ein hohes Maß an Nichterwerbstätigkeit unter Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter in EU-Mitgliedsstaaten zusammen, die bei ca. 40-80 % lag. EU-weit stellen diese laut dem vorliegenden Bericht eine „unsichtbare Mehrheit“ dar.

KAPITEL 1: EINLEITUNG

Das Projekt geht auf die im Jahr 2003 von der EBU gegründete Arbeitsgruppe für Rehabilitation, berufliche Bildung und Beschäftigung zurück. In Kenntnis der von der EBU gesammelten und auf ihrer Website www.euroblind.org abrufbaren Belege, denen zufolge Blinde und Sehbehinderte an einer bemerkenswerten Bandbreite von regulären Arbeitsplätzen tätig sind, trug die Arbeitsgruppe Informationen über den Beschäftigungsstatus in verschiedenen Mitgliedsstaaten zusammen. Die Arbeitsgruppe berichtete, dass 40-80 % der Blinden und Sehbehinderten keiner Beschäftigung nachgingen. Es bestand jedoch weiterhin Unklarheit in Bezug auf die Begriffe „Arbeitslosigkeit“ und „Nichterwerbstätigkeit“, und die Arbeitsgruppe wollte die Situation von Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter besser verstehen. Aus diesem Grund gab die EBU mit der Unterstützung von PROGRESS, dem Gemeinschaftsprogramm für Beschäftigung und soziale Solidarität, und dem britischen Royal National Institute of Blind People eine Reihe von Besuchen zu Studienzwecken in Auftrag.

Die Ziele dieser Besuche waren:

(i) Untersuchung von Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung und von Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung in den einzelnen Ländern.

(ii) Schätzung des Ausmaßes der Nichterwerbstätigkeit von Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter.

(iii) Berichterstattung gegenüber der EBU mit Empfehlungen zu bewährten Methoden, die durch die EBU und ihre Mitgliedsorganisationen EU-weit verbreitet können.

Demzufolge beschäftigt sich dieser Bericht mit Arbeitsvermittlungsdiensten für Blinde und Sehbehinderte in Schweden, Deutschland, Rumänien, Polen, Österreich, den Niederlanden und Frankreich und deren Auswirkungen auf die Zielgruppe. Er beruht auf Besuchen der Autoren zwischen 2008 und 2012 und beleuchtet die Situation in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu dem jeweiligen Zeitpunkt, wobei die Informationen über Deutschland von Erwin Denninghaus, dem Vorsitzenden der Kommission für Rehabilitation, berufliche Qualifizierung und Beschäftigung der EBU, aktualisiert wurden. 

Das strategische Ziel der EU ist es, Menschen mit Behinderungen dabei zu unterstützen, entsprechend ihren Fähigkeiten eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, entweder auf dem regulären Arbeitsmarkt oder an speziell geschaffenen Arbeitsplätzen. Die im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichte und dieser Überblick zeigen, wie weit entfernt die EU von der Erreichung dieses Ziel für Blinde und Sehbehinderte ist. Keiner der untersuchten Mitgliedsstaaten außer Schweden hat auch nur annähernd eine Erwerbsquote von 50 % erreicht. Stattdessen kämpfen die meisten von ihnen noch immer um die Erzielung oder Beibehaltung einer Quote von um die 33 %.

KAPITEL 2: STATISTIKEN ÜBER SEHBEHINDERUNGEN UND ERWERBSFÄHIGES ALTER

In diesem Kapitel werden die zum Thema Sehbehinderung und Beschäftigung in den besuchten Ländern vorliegenden Daten ausgewertet. Detaillierte Quellenangaben finden sich in den einzelnen im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichten, die unter http://www.euroblind.org/working-areas/rehabilitation-vocational-training-and-employment#hidden abrufbar sind.
2.1. Schweden

Laut Daten des schwedischen nationalen Statistikamts geben 65.000 Personen in Schweden an, von irgendeiner Form der Sehbehinderung betroffen zu sein, die sich auf das tägliche Leben auswirkt; ca. 30.000 Personen gaben an, dass sich diese auf ihre Arbeitsfähigkeit auswirke. 

Davon waren:

· 47 % in Beschäftigung

· 10 % bei der staatlichen Arbeitsvermittlung als erwerbslos gemeldet

· Die übrigen 43 % erhielten eine Invalidenrente und befanden sich nicht auf Arbeitssuche, d. h., sie waren nicht erwerbstätig.

2.2. Deutschland

Die Beschäftigungsstatistiken der Bundesagentur für Arbeit (BA) wurden nicht nach einzelnen Behinderungsgruppen aufgeschlüsselt. Die BA erstellte keine Statistiken, die Aufschluss über die Anzahl beschäftigter Blinder und Sehbehinderter oder die Zahl der Personen geben, deren Angaben zufolge sich der Verlust des Sehvermögens auf die Arbeit auswirkt. 
Ältere Umfragen (1995) liefern Anhaltspunkte für eine Erwerbsquote (erwerbstätig und aktiv auf Arbeitssuche) von 33 % unter gesetzlich Blinden.

2.3. Rumänien

Die Zahl der gemeldeten behinderten Personen im erwerbsfähigen Alter lag in Rumänien bei 200.730. Davon hatten 36.500 eine Sehbehinderung und 3.155 waren erwerbstätig. Das bedeutet, 86 % der Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter waren nicht erwerbstätig.

2.4. Niederlande

Die staatliche Arbeitsvermittlung besaß keine Statistiken zur Zahl der Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter oder zu deren Beschäftigungsstatus. Laut Schätzungen von Experten in diesem Bereich belief sich die Anzahl von Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter auf 60.000, von denen 15.000 (25 %) einer bezahlten Beschäftigung nachgingen. 

2.5. Frankreich

Statistische Daten über Blinde und Sehbehinderte wurden von staatlichen Stellen auf Ebene der französischen Departements und Gemeinden erhoben, doch die Ergebnisse der Beurteilung der Beeinträchtigungen wurden nicht veröffentlicht.

Schätzungen einer NRO zufolge gibt es in Frankreich ca. 20.000 Blinde im erwerbsfähigen Alter, von denen ca. 7.000 erwerbstätig sind. Dieselbe NRO ging davon aus, dass 16 % der nicht erwerbstätigen Blinden und Sehbehinderten bei angemessener Unterstützung auf dem Arbeitsmarkt eine Beschäftigung finden könnten. 

2.6. Polen

Die Gesamtzahl der gesetzlich Blinden und Sehbehinderten zwischen 15 und 64 Jahren in Polen wurde auf 145.900 (0,5 % der Gesamtbevölkerung dieser Altersgruppe) geschätzt. Die Erwerbsquote unter Blinden und Sehbehinderten betrug 18,9 %. 

2.7. Österreich

Das Bundesministerium für Arbeit besaß keine Statistiken, aus denen hervorging, wie viele Menschen im erwerbsfähigen Alter gesetzlich blind bzw. sehbehindert oder wie viele erwerbstätig/nicht erwerbstätig waren. Das Ministerium konnte lediglich Auskunft darüber erteilen, wie viele gesetzlich Blinde im Quotensystem erfasst waren. 

KAPITEL 3: BEURTEILUNG VON SEHBEHINDERUNGEN UND LEISTUNGEN

In diesem Kapitel werden die Verfahren zur Beurteilung des Anspruchs auf Invaliditätsleistungen in den einzelnen Ländern miteinander verglichen. Außerdem wird untersucht, ob und wie diese mit Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung verknüpft sind.

2.8. Schweden

Die Gewährung von Krankengeld zog automatisch die Beurteilung der Erwerbsfähigkeit aller Personen durch den Sozialversicherungsträger nach sich, die mehr als 180 Tage am Arbeitsplatz fehlten. Im Ergebnis wurde entschieden, ob eine Person mit angemessener Unterstützung erwerbsfähig oder nicht erwerbsfähig ist. 
Bei der Feststellung einer Erwerbsunfähigkeit wurden eine Invalidenrente und ein Zuschlag zur Deckung der zusätzlichen mit der Behinderung verbundenen Kosten bewilligt. 

Für erwerbsfähige Personen stellte die schwedische staatliche Arbeitsvermittlung behindertenspezifische Unterstützungsdienstleistungen bereit. Die Dienstleistungen der staatlichen Arbeitsvermittlung Schwedens für Sehbehinderte sind für Menschen verfügbar, bei denen der Verlust des Sehvermögens in einer verminderten Erwerbsfähigkeit resultiert. Als Nachweis für Blindheit oder eine Sehbehinderung gemäß WHO-Definitionen musste eine Bescheinigung mit einer Beschreibung der Diagnose und der Sehschäden von einem Augenarzt vorgelegt werden.

Es wurde bestätigt, dass die Rückkehr in die Erwerbstätigkeit manchmal eine Verringerung des Einkommens für Sehbehinderte mit sich bringt, die zuvor Invaliditätsleistungen erhalten hatten. „Dies ist jedoch kein Thema für unsere Kunden“, so wurde uns erklärt, da ein Kunde nur drei Stellenangebote ablehnen könne, ohne dass die Leistungen reduziert werden.
2.9. Deutschland

Deutschland besteht aus sechzehn Bundesländern. Bundes- und Landesanstalten erbringen Dienstleistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsmarkt. Personen, deren Beschäftigung unterbrochen wurde oder durch eine Behinderung bedroht war, besaßen Anspruch auf Sozialleistungen, und bei allen Personen, die über einen bestimmten Zeitraum hinweg am Arbeitsplatz fehlten, wurde eine Beurteilung der Erwerbsfähigkeit vorgenommen. Das Ergebnis war, dass eine Person entweder erwerbsunfähig war, auf dem Arbeitsmarkt jedoch unterstützt werden konnte, oder nicht in der Lage war, wieder eine Beschäftigung aufzunehmen. Im Falle von Letzterem erhielt die Person eine Invalidenrente. Blinde erhielten einen Zuschlag zur Deckung der zusätzlichen mit der Behinderung verbundenen Kosten (Blindengeld).

Die Beurteilung wurde von der dem Bundesministerium für Arbeit unterstehenden Bundesagentur für Arbeit vorgenommen, die die Entscheidungen speziell qualifizierter Berater, für gewöhnlich Experten in den Bereichen Medizin und Psychologie, umsetzt. Das Ziel war, sofern möglich, die dauerhafte Integration der Leistungsempfänger in den freien Arbeitsmarkt. Als „schwerbehindert“ eingestuften Personen wurden eine Beurteilung und ein Training in einem speziellen Zentrum für berufliche Bildung empfohlen. Die Kosten dafür wurden von der BA oder, falls die Person erwerbstätig war, von der Rentenversicherung übernommen. Bei Personen, die ihr Sehvermögen während ihres Arbeitslebens verloren, oder Behinderten, die bereits einer Beschäftigung nachgingen, war die über das Quotensystem finanzierte „Integrationsagentur“ für die Bereitstellung von Unterstützung zuständig, um der Person die Fortsetzung ihrer Erwerbstätigkeit zu ermöglichen.

Blinde und Sehbehinderte, die auf den Arbeitsmarkt zurückkehren, sind unter Umständen wirtschaftlich benachteiligt. Wie wir erfuhren, entschieden sich viele Menschen, deren Einkommen aus ihrem Gehalt zuzüglich Blindengeld bestand, für den Erhalt einer (niedrigen) Rente, anstatt dafür, eine Berufsausbildung zu absolvieren, um im Anschluss ein Einkommen zu erzielen, das unter ihrem früheren Verdienst oder unter der Höhe der Rente liegt. Blindengeld in Höhe von bis zu 600 EUR pro Monat wurde zusätzlich zum Gehalt oder zur Arbeitslosenunterstützung gezahlt. 

2.10. Rumänien 

In Rumänien waren die Gehälter für Beschäftigte mit einer Behinderung gesetzlich auf 50 % des Mindestlohns beschränkt. Die Behindertenbeihilfe war nicht einkommensabhängig und höher als der Mindestlohn. Es wurde darauf hingewiesen, dass die Invaliditätsleistungen, obwohl sie im Vergleich mit dem EU-Durchschnitt niedrig ausfielen, hoch genug seien, um Behinderte von einer Teilnahme am Arbeitsmarkt zu derartig schlechten Bedingungen abzuhalten. 

2.11. Frankreich

Neben einer gesetzlich vorgeschriebenen medizinischen Untersuchung aller Beschäftigten jedes zweite Jahr zog eine mehr als 30-tägige Abwesenheit vom Arbeitsplatz zwangsläufig eine medizinische Untersuchung nach sich. Schwere Sehschäden bei einem Arbeitnehmer wurden so oftmals als erstes durch den Firmenarzt diagnostiziert, woraufhin die Person von einem multidisziplinären Team untersucht wurde. Wurde sie als erwerbsunfähig eingestuft, erhielt sie einen Behindertenausweis und konnte Invaliditätsleistungen sowie die Arbeitsvermittlungsdienste für Behinderte in Anspruch nehmen. 

Es gab eine Reihe von Leistungen für Behinderte im erwerbsfähigen Alter, darunter AAH (Allocation pour Adulte Handicapé) für erwerbstätige Behinderte, eine Erwerbsminderungsrente für nicht erwerbstätige Behinderte und Leistungen zur Deckung der aus einer Behinderung resultierenden zusätzlichen Lebenshaltungskosten. Bei der Festlegung der Höhe der Erwerbsminderungsrente wurde berücksichtigt, inwieweit der Gesundheitszustand einer Person deren Erwerbsfähigkeit einschränkte und welches Maß an Unterstützung durch andere diese Person benötigte. 

Im Jahr 2011 lag die Summe aus AAH, der Erwerbsminderungsrente, zusätzlichen Leistungen für die Inanspruchnahme eines Blindenhunds und Ausgleichszahlungen weit über dem garantierten Mindestlohn. Es wurde darauf hingewiesen, dass dies ein erhebliches Hemmnis mit Blick auf die Aufnahme einer Beschäftigung darstellte.

2.12. Polen

Die Beurteilung des Anspruchs auf Invaliditätsleistungen erfolgte zunächst auf regionaler Ebene und resultierte in der Entscheidung über die Gewährung einer Erwerbsminderungsrente oder Sozialrente. Zum Zwecke dieser Beurteilung lag keine Legaldefinition des Begriffes „Blindheit“ vor. Im Rahmen einer medizinischen Beurteilung wurde der Grad des Sehverlusts gemäß dem Snellen-Test bestimmt. 

Erwerbsminderungsrente wurde gezahlt, wenn ein professioneller Begutachter des Antragsstellers bei der staatlichen Versicherungskasse Erwerbsunfähigkeit feststellte und die Person zuvor in die staatliche Versicherungskasse eingezahlt hatte. Diese Erwerbsminderungsrente wurde verringert, wenn der Empfänger mehr als 70 % des durchschnittlichen Monatslohns verdiente, und nicht länger gezahlt, wenn das Einkommen 130 % überstieg. (Dies konnte dazu führen, dass Menschen mit einer Behinderung ein nicht ihrer Qualifikation entsprechendes Gehalt akzeptierten, um weiterhin die vollständige Rente zu erhalten.)

Die Sozialrente war für alle Erwachsenen verfügbar, die aufgrund einer vor Beendigung des 18. Lebensjahrs eingetretenen Beeinträchtigung erwerbsunfähig waren. Die Gewährung war nicht von der Einzahlung in die staatliche Versicherungskasse abhängig (d. h., es gab keinen Anreiz für jüngere Menschen mit Behinderung, eine bezahlte Beschäftigung auszuüben). Die Sozialrente wurde nicht länger gezahlt, wenn das monatliche Einkommen (z. B. aus Beschäftigung) eines Antragstellers 30 % des monatlichen Durchschnittslohns überstieg. Dies bedeutete, dass die Person keiner Vollzeitbeschäftigung nachgehen konnte. 

Wir erfuhren, dass Invalidenrenten in Polen „sehr niedrig angesetzt“ sind, doch auch die Gehälter sind im Durchschnitt niedrig. Es wurde darauf hingewiesen, dass für Behinderte, die für eine Teilnahme am Arbeitsmarkt nicht gut qualifiziert sind, die Differenz zwischen Rente und Gehalt häufig nur gering ist, was die Motivation zur Arbeitssuche vermindern kann. 

2.13. Österreich

Menschen in Österreich, bei denen eine Behinderung eintritt, werden untersucht, um ihren Anspruch auf Invaliditätsleistungen und ‑dienstleistungen festzustellen. Der Schweregrad der Behinderung wird zu Beschäftigungszwecken in % angegeben. Alle Personen mit einem festgestellten Behinderungsgrad von 50 % galten als „schwerbehindert“ und wurden, sofern erwerbstätig, im Hinblick auf die Erfüllung der Verpflichtungen des Arbeitgebers gemäß dem Quotensystem berücksichtigt. Völlige und fast völlige Blindheit stellten eine „schwere Behinderung“ dar.

Die Beurteilung wurde von Ärzten vorgenommen. Wer als zu 50 % behindert eingestuft wurde, erhielt einen „Behindertenausweis“ und hatte Anspruch auf Invaliditätsleistungen und ‑dienstleistungen. Im Jahr 2008 erhielten ca. 95.000 Personen, von denen zwei Drittel angestellt/selbständig erwerbstätig waren, den rechtlichen Status „schwerbehindert“.
In Österreich gab es vielfältige behinderungsspezifische Leistungen, die nicht von einer zentralen Behörde bewilligt wurden. Die österreichischen Bundesländer nahmen ihre eigenen Beurteilungen von Sehschäden vor, da sie für die Gewährung des sogenannten Pflegegelds, einer Ausgleichszahlung für Behinderte, verantwortlich waren.

Es wurde darauf hingewiesen, dass ein gewisser Anreiz zum Arbeiten bestand, da von allen als schwerbehindert eingestuften Personen erwartet wurde, dass sie sich einem Rehabilitationsverfahren mit dem Ziel einer Beschäftigungsaufnahme unterzogen. Für die Gewährung einer Invalidenrente war die Teilnahme an Rehabilitationsmaßnahmen Voraussetzung. Die Kombination aus Invaliditäts- und Sozialleistungen für Blinde und Sehbehinderte wurde jedoch als großzügig angesehen, dergestalt, dass Menschen mit sehr wenig Bildung oder geringen beruflichen/sozialen Kompetenzen im Rahmen einer Beschäftigung kein ebenso hohes Einkommen erzielen würden. 

2.14. Niederlande

Blinde und sehbehinderte Schulabgänger wurden im Alter von 17 Jahren untersucht, um zu beurteilen, inwieweit sie fähig sind, einen Mindestlohn zu erzielen.

Das Gehalt älterer Menschen, bei denen ein Verlust des Sehvermögens während des Erwerbslebens eintritt, wird in den ersten beiden Jahren der Erkrankung vom Arbeitgeber weitergezahlt. Von dem Arbeitgeber wurde erwartet, dass er während dieses Zeitraums die notwendigen Maßnahmen in die Wege leitet, um den Arbeitnehmer im Unternehmen zu behalten. Wurde dem behinderten Arbeitnehmer nicht innerhalb von zwei Jahren diese Möglichkeit geboten, wurde der Fall von Sachverständigen der staatlichen Arbeitsvermittlung geprüft. In Bezug auf Personen mit Sehschäden bestand diese Prüfung aus einer medizinischen Beurteilung des Verlusts des Sehvermögens und einer Beurteilung der Möglichkeit, ihre Beschäftigung weiter auszuüben oder wieder aufzunehmen. Wenn festgestellt wurde, dass eine Person ihre Beschäftigung nicht mehr ausüben oder wieder aufnehmen konnte, erhielt diese eine lebenslange Invalidenrente in Höhe von 75 % ihres letzten Gehalts. War die Person der Beurteilung zufolge in der Lage, ihre Beschäftigung weiter auszuüben oder wiederaufzunehmen, wurde sie an eine staatliche Arbeitsvermittlung verwiesen, um Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung in Anspruch zu nehmen.

KAPITEL 4: MASSNAHMEN ZUR BERUFLICHEN EINGLIEDERUNG

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung in den einzelnen Ländern, darunter Unterstützung für Arbeitgeber, Blinde und Sehbehinderte und die Auswirkungen der Gesetzgebung einschließlich Quotensystemen.

2.15. Schweden

1.1.1. Unterstützung für Arbeitgeber

In Schweden erhielten Arbeitgeber, die Behinderte und vermindert Erwerbsfähige einstellten, einen finanziellen Ausgleich in Form eines Lohnkostenzuschusses. Der Arbeitnehmer erhielt ein der Tätigkeit angemessenes Gehalt.

Diejenigen, bei denen ein Verlust des Sehvermögens während der Erwerbstätigkeit eintritt, waren durch Rechtsvorschriften zum Beschäftigungsschutz vor einer fristlosen Kündigung geschützt. Arbeitgeber müssen einen Maßnahmenplan erstellen, der entweder die fortgesetzte Ausübung der gleichen Tätigkeit durch den Mitarbeiter oder den Wechsel zu einer anderen geeigneten Stelle in dem Unternehmen regelt. Das Integrationsbüro war auf Ebene der Provinzen für den Schutz von Schwerbehinderten vor außerordentlicher Kündigung zuständig und musste einer Kündigung offiziell zustimmen.

1.1.2. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Schweden stellte eine breite Palette von Dienstleistungen bereit, um sicherzustellen, dass Personen im erwerbsfähigen Alter, die schwere Sehschäden erlitten, entweder ihrer Tätigkeit weiter nachgehen konnten oder Unterstützung bei der Suche nach einer anderen Beschäftigung in dem gleichen oder einem anderen Unternehmen erhielten.

Die wichtigsten Arbeitsvermittlungsdienste für Blinde und Sehbehinderte waren:

· Rehabilitation in 33, hauptsächlich mit Augenkliniken des staatlichen Gesundheitswesens vernetzten, Sehbehindertenambulanzen, die Patienten mit Sehschäden gemäß den Definitionen der WHO offen steht. Patienten benötigten eine Überweisung eines Augenarztes an eine Sehbehindertenambulanz, woraufhin sie diese so oft wie erforderlich aufsuchen konnten. Diese Ambulanzen waren mit multidisziplinären Teams besetzt, die optische Rehabilitation und psychologische Beratung bereitstellen und Techniken für den Umgang mit einer Sehbehinderung sowie Mobilitäts- und Alltagskompetenzen vermitteln konnten. Die Ambulanzen konnten Patienten nicht direkt an die staatliche Arbeitsvermittlung verweisen, informierte sie jedoch über den Dienst sowie über Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme. 

· Beurteilung der Erwerbsfähigkeit und Training zur Entwicklung von Arbeitsfähigkeiten; wenn keine bestimmte Stelle in Aussicht war, konnten Kurse absolviert werden

· Arbeitsbezogenes Training

· Prüfung der auf Arbeit und/oder am Arbeitsplatz erforderlichen Anpassungsmaßnahmen und Bereitstellung von unterstützenden Geräten und Betreuern (Ausrüstung konnte zur Verfügung gestellt werden, bevor eine Stelle gefunden wurde).

· Berufs- und Studienberatung; bestimmte Kurse richteten sich direkt an Sehbehinderte, und es wurde Unterstützung für den Umgang mit technischen Hilfsmitteln angeboten. 

In Schweden wurden diese Dienstleistungen von Teams bereitgestellt, die aus auf sensorische Beeinträchtigungen spezialisierten Mitarbeitern der staatlichen Arbeitsvermittlung bestanden. 
Im Jahr 2006 gründete die schwedische Vereinigung für Blindenarbeitsplätze das Unternehmen „Iris Bemanning“, das Arbeitsvermittlungsdienste für Behinderte bereitstellte. Zu diesem Zweck wurde eine Datenbank mit Arbeitsuchenden und deren Lebensläufen angelegt. Letztere wurden Personalbeschaffern vorgelegt. Das Ziel bestand daran, das Interesse von Arbeitgebern an gut qualifizierten und erwerbsfähigen Kandidaten mit einer Behinderung zu wecken. Iris Bemanning beschäftigte Sehbehinderte an der Telefonanlage, wo sie Kunden betreuten und z. B. Beschwerden entgegennahmen, und konnte zudem Unternehmen überzeugen, behinderte Arbeitnehmer einzustellen. Auf diese Weise wurden Arbeitsplätze für Behinderte geschaffen und das Wissen um ihre beruflichen Kompetenzen verbreitet.
2.16. Rumänien

1.1.3. Quote

Die rumänische Gesetzgebung sieht vor, dass Arbeitgeber eine festgelegte Quote von Behinderten zum nationalen Mindestlohn beschäftigen. Infolge einer Änderung im Parlament wurde dieser Satz auf 50 % des Mindesteinkommens reduziert. Vor 2000 hatte diese Gesetzgebung kaum Auswirkungen, da es nur wenige Arbeitsplätze gab. Nach 2000 wuchs das Stellenangebot, doch laut Rumänischem Blindenverband nehmen Blinde zum Teil deshalb keine Beschäftigung auf, weil es an speziell auf Behinderte ausgerichteten Berufsausbildungsangeboten mangelt und Unternehmen der Beschäftigung Blinder ablehnend gegenüberstehen.

1.1.4. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Der Rumänische Blindenverband tat angesichts schwieriger Gegebenheiten alles in seiner Macht stehende. Gleichzeitig war er sehr unzufrieden mit den von staatlicher Seite ergriffenen Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung. Gemäß den Rechtsvorschriften in Rumänien müssen Arbeitgeber den Arbeitsplatz anpassen, und die Regierung muss für die damit verbundenen Kosten aufkommen, allerdings werden diese Vorschriften nicht umgesetzt. Es mangelte an Dienstleistungen für Blinde und Sehbehinderte, d. h., das Angebot an Rehabilitation, beruflicher Bildung und Unterstützung am Arbeitsplatz war sehr überschaubar bzw. nicht existent. Die Queen-Elizabeth-Blindenschule in Bukarest bot ein zweijähriges Aufbaustudium in Computertechnik an, für das zum Zeitpunkt unseres Besuchs keine Studenten eingeschrieben waren, da ihre Aussichten auf eine Beschäftigung sehr schlecht waren. 

2.17. Deutschland 

1.1.5. Quote

Wie andere Menschen mit einer Behinderung werden Blinde und Sehbehinderte in Deutschland auf dem Arbeitsmarkt durch ein Quotensystem und eine damit verbundene „Ausgleichsabgabe“ unterstützt, die von Arbeitgebern zu entrichten ist, die die Quote nicht erfüllen.

Arbeitgeber, die 20 oder mehr Personen beschäftigen, sind gesetzlich dazu verpflichtet, mindestens 5 % Schwerbehinderte einzustellen. Diejenigen, die nicht die vorgeschriebene Anzahl von Arbeitsplätzen mit Schwerbehinderten besetzen, müssen für jede dieser Stellen die Ausgleichsabgabe entrichten. Die Höhe dieser Abgabe ist gesetzlich festgelegt. Eine mit einer schwerbehinderten Person besetzte Stelle zählt gegebenenfalls als mehr als eine besetzte Stelle, jedoch als nicht mehr als drei besetzte Stellen. Dies gilt, wenn sich ihre Erwerbsbeteiligung als besonders schwierig erweist.

1.1.6. Unterstützung für Arbeitgeber

In Deutschland dürfen Arbeitgeber als schwerbehindert eingestufte Personen nicht kündigen, ohne zuvor beim Integrationsamt einen entsprechenden Antrag auf Zustimmung zur Kündigung gestellt zu haben. Das Integrationsamt, das auf Landesebene dafür zuständig ist, behinderte Arbeitnehmer dabei zu unterstützen, ihren Arbeitsplatz zu behalten, orientiert sich bei seiner Arbeit an den Vorschriften über den besonderen Kündigungsschutz. Diese sollen sicherstellen, dass eine Person nicht aufgrund ihrer Behinderung entlassen wird. Weist der Arbeitgeber nach, dass der Grund für die Kündigung nicht die Behinderung, sondern z. B. die wirtschaftliche Situation des Unternehmens ist, stimmt das Integrationsamt der Kündigung unter Umständen zu. Dies geschieht in ca. 60 % der Fälle. In weiteren 20 % der Fälle stimmt das Integrationsamt nach Verhandlungen einer Kündigung zu, und in 20 % der Fälle behalten die Betreffenden ihren Arbeitsplatz, und der Arbeitgeber erhält zusätzliche finanzielle Unterstützung. Lehnt das Integrationsamt die Kündigung ab, hat der Arbeitnehmer Anspruch auf fortgesetzte Beschäftigung. Das gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer entlassen hat, ohne das Integrationsamt zu kontaktieren. 
In Fällen, in denen ein schwerbehinderter Arbeitnehmer weniger als 80 % der durchschnittlichen Arbeitsleistung erbringt oder persönliche Unterstützung von anderen Mitarbeitern benötigt, ist das Integrationsamt zudem für die Erstattung der entstehenden Kosten an den Arbeitgeber zuständig. Arbeitgeber, die als schwerbehindert eingestufte Personen beschäftigen, besitzen Anspruch auf Zuschüsse und Mittel für die Bereitstellung von Schulungen und Unterstützung bei der Arbeit, die Anpassung des Arbeitsplatzes sowie die Finanzierung eines dreimonatigen Praktikums zur Sammlung von Berufserfahrung.

1.1.7. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Als erwerbsunfähig eingestufte Personen haben Anspruch auf ein breites Spektrum von Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung, darunter stationäre Rehabilitation, behinderungsspezifisches Training, Unterstützung bei der Arbeit, technische Hilfsmittel am Arbeitsplatz, Hilfe bei der Beibehaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes, Hilfe mit Blick auf Mobilität und die Sammlung von Berufserfahrung.

Lokale Agenturen für Arbeit unterstützen Kunden bis zu ein Jahr lang. Ist der Kunde nach diesem Zeitraum noch immer arbeitslos, wird er an ein Jobcenter verwiesen, eine hybride Organisation, die für Arbeitslosengeld sowie Sozialhilfe zuständig ist, und erhält Sozialhilfe. Diese lokalen Agenturen für Arbeit (oder Jobcenter) basieren auf einem Rahmen von Zielsetzungen wie z. B.:

· Gesamtzahl der vermittelten Stellen

· Anzahl der an Personen im Alter unter 25 Jahre vermittelten Stellen

· Anzahl der an Personen im Alter über 50 Jahre vermittelten Stellen 

· Anzahl der Stellen, die an mehr als zwei Jahre lang arbeitslose Personen vermittelt wurden

· Durchschnittliche Kosten der Stellenvermittlung.

Wir wurden darauf hingewiesen, dass es keine Zielvorgabe in Bezug auf Behinderte gibt und die Kosten für die berufliche Eingliederung Blinder und Sehbehinderter das Ergebnis in Bezug auf die angestrebten durchschnittlichen Kosten für die Stellenvermittlung verzerren können.

Deutschland bietet stationäre Rehabilitationsprogramme für Blinde und Sehbehinderte in vier speziellen Berufsbildungszentren an. Training in den Bereichen Grundfertigkeiten, Techniken für das Lesen und Schreiben in Braille, Mobilität, Alltagskompetenzen sowie berufliche Bildung werden auf modularer Basis bereitgestellt und können entsprechend individuellen Bedürfnissen kombiniert werden.

Die Jobcenter bieten zudem eine breite Palette von Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung (in Deutschland häufig als „Integrationsdienstleistungen“ bezeichnet), darunter Stellensuche, Ausbildung am Arbeitsplatz und maßgeschneiderte IT-Schulungen. Das Programm umfasst darüber hinaus Praktikumsphasen in Unternehmen am Wohnort der Kunden. Blinde und sehbehinderte Schulabgänger haben Anspruch auf die Teilnahme an Schulungsprogrammen, auf Laufbahnberatung und die Bereitstellung von Möglichkeiten zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung. Die Rechtsgrundlage und die administrativen Abläufe wandeln sich derzeit aufgrund von auf die UN-Konvention zurückgehenden finanziellen Restriktionen und politischen Veränderungen rasant. 
2.18. Niederlande

1.1.8. Unterstützung für Arbeitgeber

Die Politik in den Niederlanden unterstützt die Reintegration von Behinderten mit dem Ziel der Reduzierung der Anzahl der Empfänger von Invaliditätsleistungen. Die Arbeitslosenversicherung finanzierte verschiedene Maßnahmen, um Anreize für Arbeitgeber zu schaffen, behinderte Arbeitnehmer einzustellen oder weiter zu beschäftigen:

· Lohnkostenzuschüsse für Arbeitgeber, die junge Menschen mit einer Behinderung weiter beschäftigen oder einstellen, die den Produktivitätsanforderungen nicht gerecht werden können.

· Finanzierung aller Hilfsmittel. 

· In den ersten fünf Beschäftigungsjahren bezahlte die Arbeitslosenversicherung das Gehalt des Arbeitnehmers bei krankheitsbedingter Abwesenheit.
· Alle Arbeitgeber mussten zur Unterstützung der Beschäftigung von Behinderten eine Abgabe an den niederländischen Sozialversicherungsträger UWV (Uitvoeringsinstituut Werknemersverzekeringen) leisten. Sie erhielten jedoch einen Nachlass, wenn sie eine behinderte Person weiter beschäftigten oder einstellten.

· Arbeitgeber konnten blinde oder sehbehinderte Personen für eine Probezeit von sechs Monaten einstellen, wofür die Arbeitslosenversicherung die Kosten übernahm.

Arbeitgeber mussten das Gehalt während der ersten zwei Erkrankungsjahre zahlen. Resultierte die Krankheit während dieser Zeit in einer Behinderung, musste der Arbeitgeber Maßnahmen ergreifen, um es dem Arbeitnehmer zu ermöglichen, im Unternehmen zu bleiben, indem angemessene Unterstützung bereitgestellt oder der Arbeitnehmer an einen geeigneteren Arbeitsplatz innerhalb des Unternehmens versetzt wurde. Arbeitgeber, die betroffene Arbeitnehmer nicht im Unternehmen behielten, wurden mit einer Strafe belegt. 

1.1.9. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Die Arbeitslosenversicherung war für die Beurteilung des Grads der Behinderung zuständig. Als vollständig erwerbsunfähig eingestuften Personen wurde eine dauerhafte Invalidenrente gewährt. Personen, bei denen festgestellt wurde, dass sie mit Unterstützung eine Beschäftigung ausüben konnten, wurden an ein „Reintegrationsunternehmen“ verwiesen, das darauf spezialisiert war, Behinderte mit Hilfe eines persönlichen Maßnahmenplans, der sich über bis zu zwei Jahre erstreckte und formelle stationäre Schulungskurse oder Schulungen zuhause bei dem Kunden umfassen konnte, wieder in das Arbeitsleben einzugliedern. Die staatliche Arbeitsvermittlung unternahm Versuche, nicht erwerbstätige Personen zu erreichen, indem sie Anzeigen auf ihrer Website veröffentlichte und bei Blindenverbänden für ihre Dienstleistungen warb. 

Reintegrationsunterstützung wurde im Auftrag der Arbeitslosenversicherung von NROs und privatwirtschaftlichen Organisationen bereitgestellt. Vor kurzem gründeten drei Organisationen gemeinsam ein auf Reintegration spezialisiertes Unternehmen mit dem Namen Werkpad Ltd (Wege in die Arbeit), das nach kaufmännischen Grundsätzen tätig ist. Auf Seh-, Hör-, Sprachbehinderungen und Autismus oder eine Kombination davon spezialisierte Werkpad-Arbeitsbegleiter stellten Unterstützung bei der Beschäftigungssuche und am Arbeitsplatz bereit. Zu jedem Zeitpunkt setzten 200 Blinde und Sehbehinderte mit Werkpad individuelle Beschäftigungspläne um. 

Berufliche Rehabilitation wurde in einem von einer NRO (Royal Dutch Visio) betriebenen stationären Zentrum angeboten. Der Arbeitgeber war für die Übernahme der Kosten für Kurse mit einer Dauer von bis zu zwei Jahren zuständig. Zusätzlich zu dem nationalen Zentrum gab es überall in den Niederlanden von den NROs Visio und Bartimeus geleitete regionale Zentren. Zugang zu diesen Rehabilitationsdiensten erhielten Blinde und Sehbehinderte anhand einer Bescheinigung der Regierungsabteilung, die die anfallenden Kosten tragen würde. Kurse decken die Bereiche Training in Alltagskompetenzen, Informations- und Kommunikationstechnologie und Mobilität ab.

2.19. Polen

1.1.10. Quote

In Polen gab es sowohl im öffentlichen als auch privaten Sektor ein Quotensystem. Arbeitgeber mit 25 oder mehr Mitarbeitern mussten eine Quote von 6 % erfüllen. Bei Nichteinhaltung musste eine Abgabe zur Finanzierung von Unterstützung für Behinderte im Arbeitsmarkt an den Staat gezahlt werden. Die Mitarbeiter des Polnischen Blindenverbands kritisierten die Einführung des Quotensystems, da sogar Arbeitgeber im öffentlichen Sektor es vorzogen, eine Geldstrafe zu zahlen, als die Quote von 6 % zu erfüllen.

1.1.11. Unterstützung für Arbeitgeber

Das Rehabilitationsgesetz benennt eine Reihe von Rechten für die berufliche Integration von Behinderten. Arbeitgeber, die Behinderte mindestens 36 Monate lang beschäftigten, hatten Anspruch auf verschiedene Leistungen des staatlichen Rehabilitationsfonds:

· Monatliche Subvention.

· Übernahme der gesamten oder eines Teils der Kosten für die Anpassung sowie die Ausstattung von Arbeitsplätzen und den Kauf von Unterstützungstechnologien, Ausrüstung und Software für behinderte Arbeitnehmer.

· Erstattung von bis zu 60 % der Lohnkosten im ersten Jahr der Beschäftigung für neue und nach dem Eintreten einer Behinderung weiterbeschäftigte Mitarbeiter.

Endete das Beschäftigungsverhältnis vor Ablauf von 36 Monaten, musste der Arbeitgeber die gewährten Mittel zurückzahlen.

1.1.12. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Das Rehabilitationsgesetz räumte behinderten Arbeitnehmern das Recht ein:

· Ohne Einkommensausfall ärztliche Termine wahrzunehmen und sich Behandlungen zu unterziehen 

· Ohne Einkommensausfall 21 Tage im Jahr zu Rehabilitationszwecken freizunehmen

· Sich die Kosten in Verbindung mit dem Kauf von unterstützenden Technologien und Ausrüstung erstatten zu lassen.

Die Bediensteten des Staatlichen Rehabilitationsfonds (SRF) teilten mit, dass die Bildungsförderung für Behinderte eine Priorität sei. Im Rahmen des EU-Programms „Homer“ wurden ca. drei Millionen EUR für behindertenspezifische Schulungen ausgegeben. Der SRF unterstützte NROs wie den Polnischen Blindenverband bei der Bereitstellung von geschützter Beschäftigung, Training und Rehabilitationsdiensten. Der Polnische Blindenverband leitete bis zu vierwöchige Arbeitsgruppen für Menschen mit neu eingetretenen Sehschäden. Es gab keine anderen Maßnahmen für Personen, bei denen ein Verlust des Sehvermögens während des Arbeitslebens eintritt.

Berufliche Eingliederungsprogramme hatten noch keine Steigerung der Anzahl behinderter Menschen, die eine Beschäftigung aufnahmen, bewirkt. Einige der Strategien zur Abmilderung der Auswirkungen des wirtschaftlichen Wandels nach dem Ende des Kommunismus bestanden für die Altersgruppe ab 44 Jahre weiter. Invalidenrenten für Behinderte sind eines der Elemente dieses Systems. Auch aufgrund dieser Tatsache besitzt Polen die höchste Zahl von Behinderten in Europa.

2.20. Österreich

1.1.13. Quote

In Österreich müssen Arbeitgeber mit mehr als 25 Arbeitnehmern eine Quote erfüllen: Sie müssen für je 25 Arbeitnehmer eine Person mit einer amtlich anerkannten Behinderung einstellen oder stattdessen eine Ausgleichsabgabe leisten. Es zeigte sich, dass die meisten Arbeitgeber des öffentlichen Sektors die Quote erfüllten, die Einhaltung im Privatsektor jedoch gering war. 

1.1.14. Unterstützung für Arbeitgeber

Die österreichische Gesetzgebung gegen Diskriminierung schützt alle behinderten Arbeitnehmer. Will ein Arbeitgeber einer behinderten Person kündigen, muss er die Zustimmung der Abteilung für Integration einholen. Stimmt diese der Kündigung nicht zu, kann sie Anreize bieten, um beide Seiten zu unterstützen.

Finanzielle Anreize, einer Beschäftigung nachzugehen, wurden von dem Arbeitsmarktservice und dem Bundessozialamt und in einigen Bundesländern von den entsprechenden Sozialämtern bereitgestellt. 

Lohnkostenzuschüsse für Arbeitgeber zum Ausgleich der geringeren Produktivität behinderter Arbeitnehmer und Integrationsanreize in Form praktischer Unterstützung waren typischerweise auf drei Jahre beschränkt, wobei die Höhe dieser Leistungen im Laufe dieses Zeitraums abnahm.

Integrationsanreize umfassen: 

· Vom Bundessozialamt bereitgestellte Mobilitätszuschüsse zur Unterstützung des Transports zum Arbeitsplatz

· Integrierte berufliche Bildung bestehend aus dem Besuch einer Berufsschule in Kombination mit der Ausbildung am Arbeitsplatz

· Finanzierung von unterstützender Ausrüstung

· Online-Beratung zu verfügbaren Unterstützungstechnologien.

1.1.15. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Zum Zeitpunkt des Besuchs im Rahmen der vorliegenden Studie gab das Bundesministerium für Arbeit 160 Millionen EUR pro Jahr für Beschäftigungsförderungsprogramme aus. Diese wurden typischerweise im Rahmen von Verträgen mit privatwirtschaftlichen Unternehmen und dem österreichischen Blinden- und Sehbehindertenverband umgesetzt, die speziell mit blinden Arbeitsuchenden zusammenarbeiten. Die Verträge wurden für die Dauer eines Jahres abgeschlossen, waren zielorientiert und verlängerbar.

Die Beschäftigungsförderungsprogramme umfassten:

· Individuell abgestimmte Qualifikationen

· Ein Programm zur Unterstützung bei der Arbeitssuche

· Bereitstellung von maßgeschneiderten Rehabilitationsprogrammen am Wohnort des Kunden mit Unterstützung durch Sozialarbeiter, Mobilitätstrainer, andere Behinderte, und von Kompetenztraining (z. B. in Braille) und Unterstützungstechnologie. 

· Das Ministerium für Soziales trug die Kosten von Arbeits- und Schulgeräten für Personen mit einem ausgewiesenen Behinderungsgrad von über 50 % auf der Grundlage eines von technisch geschulten Mitarbeitern des Arbeitsmarktservices erstellten ausrüstungsbezogenen Bewertungsberichts. 
· Ein Betreuungsprogramm für jugendliche Schulabgänger, das von qualifizierten Lehrern und Psychologen bereitgestellt wurde, die intensiv mit jungen Menschen an der Erstellung eines Entwicklungsplans arbeiten, der die Verbesserung der sozialen Fähigkeiten sowie des Selbstwertgefühls und die Sammlung von Berufserfahrung umfasst. Im Rahmen des Programms wurden 10.000 Kunden betreut. Dieses wurde 2012 auf alle österreichischen Jugendlichen ausgedehnt, die noch keinen klaren Kurs mit Blick auf eine berufliche Qualifikation eingeschlagen haben.

Zu beachten ist, dass die Bereitstellung von Arbeitsvermittlungsdiensten für Blinde und Sehbehinderte auf die Gebiete Wien, Linz und Graz beschränkt ist. Für jeden Kunden musste das Arbeitsmarktservice-Team den enormen bürokratischen Aufwand betreiben, an alle zuständigen Stellen zu schreiben, darunter Mobilitätstrainer, Sozialarbeiter, Psychotherapeuten, Anbieter von Unterstützungstechnologie, um Finanzmittel für verschiedene erforderliche unterstützende Maßnahmen zu beantragen. Kunden gelang es aufgrund zersplitterter Zuständigkeiten oftmals nicht, finanzielle Unterstützung für beschäftigungsfördernde Maßnahmen zu erhalten.

Weitere Hürden, die verhinderten, dass schwer Sehgeschädigte Arbeitsvermittlungsdienste in Anspruch nahmen:

· Augenärzte verwiesen Patienten in der Regel nicht an eine Arbeitsvermittlungsstelle.

· Die Informationen, die nach sechs Wochen Abwesenheit vom Arbeitsplatz an die Betroffenen gesendet wurden, waren nicht speziell genug.

· Krank gemeldete Personen waren nicht beim Arbeitsmarktservice registriert, und die Krankenversicherung verwies Blinde oder Sehbehinderte nicht an den Österreichischen Blindenverband, um Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung zu erhalten. 

· Die Voraussetzung der Feststellung eines Behinderungsgrads von 50 % für die Finanzierung beschäftigungsfördernder Maßnahmen durch den Arbeitsmarktservice bedeutete, dass diejenigen, die trotz eines niedrigeren Grads Unterstützungstechnologie benötigten, um weiter arbeiten zu können, die Bedingungen für den Erhalt spezialisierter Unterstützungsleistungen nicht erfüllten.

2.21. Frankreich

1.1.16. Quote

Die französische Gesetzgebung sah für alle privatwirtschaftlichen Unternehmen mit mehr als 20 Arbeitnehmern eine Behinderten-Quote von 6 % vor. Das entsprechende Gesetz bietet Unternehmen vier Möglichkeiten, das Ziel, die Steigerung der Erwerbsquote von Behinderten, zu erreichen:

· Direkte Beschäftigung von Behinderten.

· Beschäftigung auf Vertragsbasis oder Inanspruchnahme von Dienstleistungen des „geschützten Sektors“ oder Akzeptanz von Auszubildenden von Berufsbildungszentren.

· Einigung mit den Gewerkschaften auf einen staatlich anerkannten Plan zur Einstellung oder Weiterbeschäftigung von Behinderten durch die Anpassung der jeweiligen Arbeitsplätze 

· Zahlung eines jährlichen Beitrags an einen Fonds für die Eingliederung von Menschen mit einer Behinderung in den regulären Arbeitsmarkt. Dieser Fonds wird genutzt, um technische Unterstützung und Betreuung für Behinderte in gewöhnlichen Berufen bereitzustellen. Die Höhe dieses Beitrags wird in Abhängigkeit von der Effizienz des Unternehmens und der Zahl der behinderten Beschäftigten des Unternehmens festgelegt.

1.1.17. Unterstützung für Arbeitgeber

Mittel (aus den Abgaben im Rahmen des Quotensystems) zur Anpassung von Arbeitsplätzen und der Arbeitsumgebung und zum Kauf von Unterstützungstechnologie für Behinderte wurden sowohl für Arbeitgeber des öffentlichen als auch des privaten Sektors bereitgestellt. Angesichts sinkender Einnahmen aus dem Quotensystem seit 2011 bestand nicht länger eine Garantie für die Erneuerung von Hardware und Software für die im Privatsektor Beschäftigten. Der Französische Blindenverband Association Valentin Haüy (AVH) sah darin eine Hürde mit Blick auf die Beschäftigung von Sehbehinderten.

1.1.18. Unterstützung für Blinde und Sehbehinderte

Die Unterstützung Blinder und Sehbehinderter in Frankreich besteht traditionell in erster Linie in der Ausbildung für spezifische Berufe. Dieser Ansatz ist angesichts des sich verändernden Arbeitsmarkts möglicherweise mit Einschränkungen behaftet. In einigen der anderen Mitgliedsstaaten, auf die in dem Bericht eingegangen wird, haben sich die staatliche Arbeitsvermittlung und NROs auf die Bereitstellung einer Reihe unterstützender Dienstleistungen, Kompetenztraining und die Finanzierung von Unterstützungstechnologie konzentriert, die Blinden und Sehbehinderten Zugang zu einer viel größeren Auswahl von Stellen geben können. Es wurde belegt, dass dies mittlerweile auf sehr hoher Ebene verstanden wurde, und derzeit werden Untersuchungen durchgeführt, um eine Grundlage für eine Reformierung der Strategien zur beruflichen Eingliederung zu schaffen.

Es gab ca. 200 Zentren für berufliche Bildung, in denen 15.000 behinderte Auszubildende betreut wurden. Die Kosten, einschließlich Ausbildungs- und Unterkunftsgebühren, wurden von der Sozialversicherung übernommen. Die Auszubildenden erhielten eine Vergütung vom Staat in Höhe ihres früheren Einkommens (falls sie vor der Ausbildung erwerbstätig waren). Personen, die noch nie zuvor gearbeitet hatten, z. B. Schulabgänger, erhielten eine niedrigere Bezahlung. Der einzige Posten, für den sie selbst aufkommen mussten, war ein kleiner Betrag für in den Zentren eingenommene Mahlzeiten.

Neu Erblindete und Sehbehinderte kamen zu einem der von NROs geleiteten und auf Sehbehinderungen spezialisierten sieben Schulungszentren, die über Kapazitäten für insgesamt 450 Auszubildende (mit und ohne Unterbringung in dem jeweiligen Zentrum) verfügten. Trotz Konsens, dass ein Rehabilitationskurs neu Erblindeten große Vorteile sowie Gelegenheit zur Entwicklung wichtiger Kompetenzen bieten kann, herrschte teilweise die Ansicht, dass die in diesen Zentren angebotenen Schulungen beschränkt und zu stark auf Physiotherapie, Büroarbeit, die Vermittlung von Grundkenntnissen im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie und traditionelles Handwerk wie die Herstellung von Korbstühlen konzentriert seien.

Es wurde eine Reihe von Hürden mit Blick auf die Beschäftigung von blinden und sehbehinderten Arbeitsuchenden identifiziert: 

· Die Inflexibilität des französischen Arbeitsmarkts, die dazu führt, dass Arbeitgeber noch weniger bereit sind, Blinde einzustellen, die nur schwer kündbar sind, sollten sie sich als ungeeignet erweisen.
· Der niedrige Bildungsstand einiger Blinder in einem Land, das sehr großen Wert auf Abschlusszeugnisse legt.

· Die Änderung der Quotenregelung: Vor der Verabschiedung des Gleichstellungsgesetzes im Jahr 2005 zählte eine blinde Person mit Blick auf den Erfüllungsstand als zwei Personen.

· Die staatliche Arbeitsvermittlung hat einen Vertrag mit Cap Emploi, einer auf die Unterstützung behinderter Arbeitsuchende spezialisierten staatlichen Stelle. Cap Emploi muss eine festgelegte Anzahl von Stellen pro Jahr vermitteln. Dies führt dazu, dass der Schwerpunkt auf denjenigen liegt, die leichter vermittelbar sind, weswegen Cap Emploi nur sehr wenige Sehbehinderte unterstützt.

KAPITEL 5: UNTERSTÜTZUNG FÜR ARBEITSMARKTFERNE BEHINDERTE 

Dieses Kapitel befasst sich mit verschiedenen Modellen für die Unterstützung arbeitsmarktferner Blinder und Sehbehinderter, insbesondere jene mit weiteren Behinderungen.

2.22. Schweden 

Die traditionelle geschützte Beschäftigung von Blinden und Sehbehinderten war in Schweden praktisch nicht mehr vorhanden. Stattdessen führte das Land ein neues dreistufiges Modell ein, das mit einer umfassenden Beurteilung der Fähigkeiten des Kunden begann; gefolgt von einer Phase der „entwicklungsorientierten Beschäftigung“, in der eine Stelle angeboten wurde, wenn von der Möglichkeit der Entwicklung der Fähigkeiten des Kunden durch das Sammeln von Arbeitserfahrung ausgegangen wurde. Die letzte Stufe bildete ein Stellenvermittlungsprogramm mit dem Namen „Geschützte Beschäftigung“, das eine Beschäftigung unter Gewährung hoher Lohnkostenzuschüsse und eines Zuschlags für Hilfeleistungen umfasste. Diese Art von Unterstützung wurde für bis zu vier Jahre bereitgestellt. Der Arbeitnehmer erhielt ein Gehalt und andere mit den für diese Tätigkeit geltenden Tarifverträgen vergleichbare Leistungen. Die staatliche Arbeitsvermittlung stellte zudem speziell ausgebildete Betreuer zur Verfügung, die diesen Prozess mit der Bereitstellung von Beratung, Arbeitsvermittlungsdiensten und Training am Arbeitsplatz unterstützten. 
Die schwedische Samhall Group (das ehemalige Amt für geschützte Beschäftigung) hatte ihren Schwerpunkt auf die Produktion gefragter Produkte und Dienstleistungen verlegt und schuf auf diese Weise sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit einer Behinderung. Sie unterhielt Betriebsstätten und Anlagen in ganz Schweden. Von den 27.000 Beschäftigten der Samhall Group waren 93 % behindert. Pro Jahr wechselten ca. 5 % der Mitarbeiter des Unternehmens an einen Arbeitsplatz des regulären Stellenmarkts, mit oder ohne Lohnkostenzuschuss. Ein Sicherungssystem bot allen, die Samhall verließen, um eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt anzutreten, den neuen Arbeitsplatz jedoch wieder verloren, die Möglichkeit, innerhalb eines Jahres zu Samhall zurückzukehren.

2.23. Deutschland

In Deutschland gab es zahlreiche Werkstätten für Behinderte und andere Benachteiligte (ca. 300.000 Plätze auf 81 Millionen Einwohner). Werkstätten für Behinderte bieten individuell gestaltete Arbeitsplätze und andere Dienstleistungen zur Förderung beschäftigungsrelevanter Kompetenzen. 
Deutschland verfügt zudem über eine starke Sozialwirtschaft, die Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit komplexen Bedürfnissen bietet, darunter Seh- und Lernbehinderte oder Personen, die darüber hinaus soziale Probleme haben, die fortlaufende psychologische Beratung erfordern. Das Integrationsamt kann Sozialunternehmen bei den Gründungs- und Betriebskosten unterstützen. Die Statistiken des Integrationsamts zeigen, dass es in ganz Deutschland 517 Sozialunternehmen gibt, die 13.694 Arbeitnehmer beschäftigen, darunter 6.800 Behinderte, 5.500 von ihnen mit komplexen Bedürfnissen. 

Ein wichtiger Unterschied zwischen einer geschützten Werkstatt und einem Sozialunternehmen ist das Gehalt: Menschen, die in einer geschützten Werkstatt arbeiten, wird ein „Taschengeld“ von ca. 100 EUR pro Monat gezahlt. Die Beschäftigten eines Sozialunternehmens erhalten mindestens den Mindestlohn und sind rechtlich gesehen Arbeitnehmer mit Kranken-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung etc. 

2.24. Niederlande

In den Niederlanden gab es ca. 140 geschützte Werkstätten mit um die 90.000 Beschäftigten, die im regulären Arbeitsmarkt stark benachteiligt wären. Es gab keine offiziellen Statistiken mit der Zahl der in diesen Werkstätten beschäftigten Blinden und Sehbehinderten, Schätzungen zufolge waren es jedoch ca. 400.

Ein von der staatlichen Arbeitsvermittlung Werkpad erstellter Maßnahmenplan konnte eine geschützte Beschäftigung für einen bestimmten Kunden empfehlen. In diesem Fall bezuschusste die Arbeitslosenversicherung das Gehalt in Abhängigkeit von der Schwere der Behinderung bis zu einem Höchstbetrag. Es wurde darauf hingewiesen, dass es schwierig sei, sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit komplexen Bedürfnissen bereitzustellen, da es kein Modell für die Vermittlung von Stellen zwischen dem regulären Arbeitsmarkt und geschützten Werkstätten gebe. Um dieses Problem anzugehen, untersuchte eine NRO (Bartimeus) die Möglichkeit zur Gründung eines Sozialunternehmens zur Förderung der Beschäftigung Blinder und Sehbehinderter. 

2.25. Frankreich

In Frankreich gab es 669 „angepasste Unternehmen“ (früher „geschützte Werkstätten“), die Behinderte einstellten. Sie beschäftigten insgesamt 35.000 Mitarbeiter und wurden vom Staat unterstützt. Nur drei dieser „angepassten Unternehmen“ waren auf Sehbehinderte ausgerichtet. Diese beschäftigen insgesamt 110 Mitarbeiter mit dem Schwerpunkt auf der Herstellung von Korbstühlen. Es wurde nicht erwartet, dass die Beschäftigten später in den regulären Arbeitsmarkt wechseln, weswegen keine diesbezüglichen Fördermaßnahmen vorhanden waren.

Darüber hinaus gab es „Einrichtungen für geförderte Beschäftigung“, die Personen mit einer geschätzten Arbeitsfähigkeit von 5-30 % die Teilnahme an produktiven, therapeutischen Aktivitäten ermöglichten. Die Betriebskosten wurden vom Staat getragen. Die Beschäftigten erhielten den Mindestlohn und kamen aus ganz Frankreich. Die Unterkunftskosten wurden von dem Department getragen, aus dem der Arbeitnehmer stammte.

Es gab mehr als 1.300 Einrichtungen für geförderte Beschäftigung, die 118.000 behinderte Arbeitnehmer unterstützten. Zwölf von NROs geleitete Einrichtungen waren auf die Förderung von 500 Blinden und Sehbehinderten spezialisiert, die in der Regel weitere Behinderungen aufwiesen.

2.26. Polen

In Polen gab es zwei Arten von geschützten Arbeitsstätten: geschützte Unternehmen und sogenannte Erwerbstätigkeitsunternehmen. 

Arbeitgeber mit mehr als 25 Beschäftigten konnten sich um den Status eines geschützten Unternehmens bewerben und auf diese Weise eine Reihe von Steuerbefreiungen und Zuschüssen, darunter zu den Gehältern von behinderten Arbeitnehmern, in Anspruch nehmen. Ein geschütztes Unternehmen musste 30-40 % behinderte Arbeitnehmer beschäftigen, je nach Behinderungsgrad. Das Unternehmen musste darüber hinaus Beratung und Rehabilitation für Mitarbeiter anbieten. Es bestand jedoch keine „Progressionsregelung“, und es wurde nicht erwartet, dass Beschäftigte in den regulären Arbeitsmarkt wechselten. Darüber hinaus gab es keine Vorschriften mit Blick auf die Finanzierung von Arbeitstraining oder ähnlichen Unterstützungsdienstleistungen. Im Jahr 2008 gab es ca. 2.150 geschützte Unternehmen, vor allem im Privatsektor, die bis zu 200.000 Behinderte (ca. 40 % aller Arbeitnehmer mit Behinderungen) beschäftigten. Ca. 30 geschützte Unternehmen richteten sich hauptsächlich an Blinde und Sehbehinderte. Die Anzahl geschützter Unternehmen insgesamt ging zurück, und wir wurden darauf hingewiesen, dass Schwerbehinderte im geschützten Sektor kaum präsent waren. 
Erwerbstätigkeitsunternehmen boten Schwerbehinderten Stellen an. Sie bereiteten diese durch soziale und berufliche Rehabilitation und Unterstützung auf ein unabhängiges und aktives Leben in einer normalen Umgebung vor. Ende 2008 beschäftigten 53 Erwerbstätigkeitsunternehmen fast 2.000 Menschen mit einer Behinderung. Ihre Zahl stieg langsam, aber stetig. 

2.27. Österreich 

Hilfsmaßnahmen richteten sich vor allem an Behinderte, die als erwerbsfähig eingestuft wurden. Für Menschen mit komplexerem Unterstützungsbedarf waren geschützte Werkstatteinrichtungen die einzige Option. In Wien förderte das Sozialamt Unternehmen wie Café Noir, Four Senses und Dialogue in the Dark. Insgesamt wurden in diesen Unternehmen 50 Blinde und Sehbehinderte beschäftigt und das Sozialamt zahlte für sie einen Lohnkostenzuschuss.

Schwerbehinderte waren mit Hürden konfrontiert, was die Aufnahme einer Beschäftigung anbelangte:

· Jedes der neun Bundesländer bot therapeutische Beschäftigungsprogramme an, die die Integration in eine soziale Gruppe ermöglichten, statt den Schwerpunkt auf die Vorbereitung auf eine reguläre Tätigkeit zu legen. Teilnehmer erhielten kein Gehalt, sondern ein „Taschengeld“. Da ein Teil ihrer Invaliditätsleistungen für die Finanzierung der therapeutischen Beschäftigungsprogramme verwendet wurde, verschlechterte sich ihre finanzielle Situation infolge der Teilnahme aller Wahrscheinlichkeit nach. 

· Erwerbsminderungsrenten wurden bewilligt, wenn die Antragsteller erwerbsunfähig waren. Sie besaßen daher keinen Anspruch auf staatlich finanzierte Dienstleistungen zur Beschäftigungsförderung. Unternehmen, die sie einstellten, erhielten keinen Lohnkostenzuschuss. Zugangstechnologie konnte nicht mit staatlichen Mitteln bezahlt werden. Wenn diese Arbeitssuchenden eine Stelle fanden und annahmen, verloren sie den Anspruch auf Erwerbsminderungsrente. Erwies sich die Tätigkeit als ungeeignet, mussten sie finanzielle Engpässe allein bewältigen. 

5.7 Rumänien

Unter der kommunistischen Regierung entstanden in Rumänien eine kleine „Klasse“ blinder Fachkräfte, die vor allem im medizinischen Bereich des Arbeitsmarkts tätig waren, und eine kleine Arbeiterklasse von Blinden, die in geschützten Werkstätten in staatlicher Hand beschäftigt wurden. Mit dem Untergang des Kommunismus im Jahr 1989 verschwand der Markt für geschützte Werkstätten vollständig. Die Ausbildung blinder Masseure im medizinischen Sektor wurde komplett umstrukturiert, und viele blinde Masseure gingen in den Vorruhestand, zusammen mit Arbeitern in den Werkstätten.

KAPITEL 6: RUMÄNIEN

Da sich die Situation in Rumänien stark von den anderen untersuchten Ländern unterscheidet, ist es wichtig, die Herausforderungen in den Blickpunkt zu rücken, mit denen Blinde und Sehbehinderte in diesem Land konfrontiert sind. 

Zwischen 2000 und 2007 erlebte Rumänien eine Phase starken Produktivitätswachstums einhergehend mit geringen Beschäftigungszuwächsen. Blinde und Sehbehinderte litten schwer und unverhältnismäßig unter der Situation: Die allgemeine Quote der Nichterwerbstätigkeit in der Gesamtbevölkerung lag bei ca. 40 %. Die entsprechende Quote unter Blinden und Sehbehinderten beträgt fast 90 %. Die Zahl der blinden erwerbstätigen Physiotherapeuten verdoppelte sich im Zuge der Expansion des medizinischen Sektors von ca. 400 im Jahr 2000 auf heute ca. 800. In anderen Bereichen wie Informations- und Kommunikationstechnologie profitierten Blinde jedoch nicht von einem derartigen Wachstum.

2.28. Bildung

Rumänien verfügt über ein System der allgemeinen Bildung für Kinder bis zu 14 Jahre, sehbehinderte Kinder eingeschlossen. Zwei Drittel der Kinder mit einer Sehbehinderung gehen auf Sonderschulen und gemäß offizieller Regelung werden Kinder mit 30 % des normalen Sehvermögens an eine Sonderschule verwiesen. Es gibt kein Bildungsangebot für Kinder mit mehrfacher Behinderung. 
Einige Sehbehindertenverbände merkten an, dass die Öffnung des allgemeinen Bildungssystems für sehbehinderte Kinder einer von mehreren Faktoren war, die zur Steigerung der Erwerbstätigkeitsquote unter Sehbehinderten beigetragen haben. 

2.29. Schlechter Zugang zu Verkehrsmitteln und Gebäuden

Die Bürgersteige in Rumänien sind in der Regel mit Fahrzeugen zugestellt. Fußgänger sind daher gezwungen, auf der Fahrbahn zu laufen. Außerdem können in Rumänien keine Blindenhunde eingesetzt werden, da häufig verwilderte Hunde Jag auf Haustiere machen. 
2.30. Kommentar 

Das Sozialleistungssystem muss dringend modernisiert werden, einhergehend mit der Bereitstellung von Schulungsmöglichkeiten und Unterstützung bei der Suche nach einer Beschäftigung sowie deren Aufrechterhaltung. Wie in anderen Ländern könnten Leistungen und Lohn so gekoppelt werden, dass Blinden keine Einkommenseinbußen entstehen, wenn sie einer Beschäftigung nachgehen. Die Einführung von Arbeitsvermittlungsdiensten für Blinde und Sehbehinderte ist mit hohen Kosten verbunden. Trotzdem sind wir der Ansicht, dass ein Aufschub in Erwartung einer wirtschaftlichen Erholung nicht sinnvoll ist.

KAPITEL 7: SCHLUSSFOLGERUNGEN – BEWÄHRTE METHODEN, INNOVATIONEN UND EMPFEHLUNGEN

Das strategische Ziel der EU ist es, Menschen mit Behinderungen dabei zu unterstützen, entsprechend ihren Fähigkeiten eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, entweder auf dem regulären Arbeitsmarkt oder an speziell geschaffenen Arbeitsplätzen. Dieses Ziel wurde jetzt in die UN-Konvention aufgenommen. Dieses Kapitel fasst bewährte Methoden und Innovationen mit Blick auf die Erreichung dieses Ziels zusammen. Außerdem gibt es einen Überblick über die Empfehlungen aus den im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichten.

Wie wir gesehen haben, ist es aufgrund der fehlenden Daten zur Lage in Deutschland, den Niederlanden, Frankreich und Rumänien unmöglich, das genaue Ausmaß der Nichterwerbstätigkeit und die Auswirkungen von Arbeitsvermittlungsdiensten auf den Beschäftigungsstatus von Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter in diesen Mitgliedsstaaten zu ermitteln. Angesichts der Informationen, die in den im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichten präsentiert werden, schlussfolgert die Arbeitsgruppe der EBU, dass in allen untersuchten Mitgliedsstaaten bis auf einen die Mehrheit der Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter nicht erwerbstätig und keiner dieser Staaten ohne erhebliche Minderheit ist. Ein weiteres Fazit ist, dass in der gesamten EU die Mehrheit der Blinden und Sehbehinderten im erwerbsfähigen Alter nicht erwerbstätig ist.

2.31. Berufliche Rehabilitation 

Nichterwerbstätigkeit kann die Folge einer Entscheidung sein, die den Betreffenden angesichts verhältnismäßig großzügiger Sozialleistungen und des relativ knappen Angebots an für Blinde und Sehbehinderte geeigneten Arbeitsplätzen rational erscheint. In mehreren Ländern wurden wir darauf hingewiesen, dass großzügige Invalidenrenten unter Umständen von der Teilnahme am Arbeitsmarkt abhalten. In einigen Ländern war aufgrund der Vielfalt an zuständigen Stellen die Implementierung eines flexiblen Systems schwierig, insbesondere wenn verschiedene Ministerien für die Zahlung von Sozial- und Gehaltsleistungen zuständig waren. Unbestritten scheint, dass die Einführung von Regelungen, die die flexible Kombination von Sozialleistungen und einer Entlohnung für im Rahmen einer Beschäftigung verrichtete Arbeit ermöglichen, in einer Steigerung der Erwerbsquote unter Blinden und Sehbehinderten resultieren würde. Weitere bewährte Methoden mit Blick auf Mechanismen zur beruflichen Eingliederung, wie in Kapitel 4 angesprochen, sind:

· Ein Invaliditätsleistungssystem, das Anreize zum Arbeiten bietet

· Transparente Mechanismen zur Finanzierung von Unterstützung

· Moderne Bildung, Schulungen und Bereitstellung von Arbeitsvermittlungsdiensten für Behinderte

· Ein zuverlässiges System für Rehabilitation und berufliche Bildung.

· Behindertenspezifische Unterstützung Arbeitsuchender durch Experten und Unterstützung Erwerbstätiger sowohl im geschützten als auch regulären Sektor. 

· Unterstützung für Arbeitgeber zur Deckung der Kosten für Hilfsmittel oder die Anpassung des Arbeitsplatzes und Beseitigung administrativer Hürden, die Arbeitgeber von der Beschäftigung Behinderter abhalten. 

Die im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichte zeigen, dass ein Quotensystem zu einer höheren Erwerbsquote unter Behinderten beitragen kann, dies jedoch nicht zwangsläufig der Fall ist. Zwar könnte argumentiert werden, dass eine Quote in Kombination mit einer Ausgleichsabgabe es ermöglicht, mehr Einnahmen zur Finanzierung der Bereitstellung von Unterstützungstechnologie und der Anpassung von Arbeitsplätzen für erwerbstätige Behinderte zu erzielen. In einigen Ländern jedoch werden vergleichbare Mittel für unterstützende Ausrüstung über die allgemeine Steuer finanziert. Kündigungsschutz kann sowohl durch ein Quotensystem als auch durch Antidiskriminierungsgesetzgebung gewährleistet werden, die den mit einem Quotensystem verbundenen bürokratischen Aufwand vermeidet. Die EBU sollte die historischen und anderen Umstände berücksichtigen, die in verschiedenen Mitgliedsstaaten ein Quotensystem hervorgebracht haben. Zudem sollte sie akzeptieren, dass keine Beweise vorliegen, die ein Engagement für die Einführung eines Quotensystems in allen EU-Mitgliedsstaaten stützen. 

2.32. Rechtzeitige Intervention

Für positive Ergebnisse sind eine möglichst frühzeitige Intervention nach dem Eintreten von Sehschäden, um die Erwerbsfähigkeit der Betroffenen zu beurteilen, und die Bereitstellung von Dienstleistungen entscheidend, die speziell auf die Bedürfnisse von schwer Sehgeschädigten zugeschnitten sind und Anreize für diese Menschen und Arbeitgeber bieten. Es ist wichtig, zu gegebener Zeit denjenigen zur Seite zu stehen, die bei der ersten Beurteilung als nicht erwerbsfähig eingestuft werden, da sich ihre Prognose im Laufe der Zeit ändern und ihre Arbeitsbereitschaft steigen kann.

Bewährte Methoden – Beurteilung infolge von Krankheit

Gemäß den Regelungen des Sozialversicherungssystems in Schweden und Deutschland zog die Gewährung von Einkommensersatzleistungen oder einer Rente automatisch eine Beurteilung der Erwerbsfähigkeit des Kunden nach sich. Diese Beurteilung wurde von einem multidisziplinären Team vorgenommen, das in der Lage war, ein individuell abgestimmtes Programm bestehend aus Rehabilitation, beruflicher Bildung und Unterstützung bei der der Suche nach einer Beschäftigung sowie deren Aufrechterhaltung zu erstellen.

2.33. Von Experten bereitgestellte behinderungsspezifische Unterstützung

Die Unterstützung von Menschen, die einen Verlust des Sehvermögens im erwerbsfähigen Alter erleiden, von der ersten Beurteilung über die soziale und berufliche Rehabilitation bis hin zu Training und Stellenvermittlung, erfordert multidisziplinäre Kompetenzen. Sie muss sich an den Bedürfnissen von Blinden und Sehbehinderten orientieren und die Entwicklung von Fähigkeiten für eine eigenständige Lebensführung, darunter unabhängige Fortbewegung und die Nutzung geeigneter Unterstützungstechnologie, beinhalten. Die Schaffung behinderungsspezifischer Dienstleistungen in den Bereichen Rehabilitation, berufliche Bildung und Unterstützung Erwerbstätiger ist in Bezug auf die Anstrengungen, die Erwerbsquote unter Blinden und Sehbehinderten zu erhöhen, ein wichtiges strategisches Ziel. Der auf Menschen mit sensorischen Beeinträchtigungen spezialisierte Dienst in Schweden war ein erwähnenswertes Beispiel für bewährte Methoden, und das breite Spektrum an von Taubstummen ausgeübten Berufen war eines von vielen positiven Ergebnissen dieses Ansatzes. Der EU fehlt ein gemeinsamer Standard für die soziale und berufliche Rehabilitation, und wir haben einige Unterschiede mit Blick auf Herangehensweise und praktische Umsetzung ausgemacht. 

Bewährte Methoden – formale Verbindung von Augenkliniken und Unterstützung bei der Rehabilitation

Wie Belege aus Schweden zeigen, scheint ein integrierter Rehabilitationsdienst mit Ausgangspunkt im Gesundheitswesen, der bei Verlust des Sehvermögens einen durchgängigen Weg zu Unabhängigkeit und Beschäftigung aufzeigt, ein Modell bewährter Methoden zu bieten. In Schweden war die Rehabilitation mit Augenkliniken verknüpft. Patienten in Augenkliniken wurden an Sehbehindertenambulanzen überwiesen, wo ihnen spezielle Beratung und soziales Rehabilitationstraining angeboten wurde. Dies zielte darauf ab, dass Patienten im erwerbsfähigen Alter in den Ambulanzen die für eine unabhängige Lebensführung benötigten Grundfertigkeiten erwarben und daraufhin die Dienstleistungen der auf sensorische Beeinträchtigungen spezialisierten schwedischen Arbeitsvermittlung in Anspruch nahmen. Obwohl die Ambulanzen nicht befugt waren, die Patienten an eine Arbeitsvermittlung zu verweisen, erscheint uns bemerkenswert, dass in einigen Regionen Verbindungsausschüsse zwischen den beiden Stellen gebildet worden waren. Einige Mitarbeiter des Schwedischen Blindenverbands wiesen darauf hin, dass Sehbehindertenambulanzen nicht immer einen derart nahtlosen sozialen und beruflichen Rehabilitationsdienst bereitstellen und sie sich für die Wiedereinführung von stationären Kursen einsetzen.

Bewährte Methoden – stationäre Rehabilitation

Einige der besuchten Länder, darunter Deutschland, Frankreich und die Niederlande, bieten stationäre soziale und berufliche Rehabilitation an, und die Arbeitsvermittlungen in den einzelnen Ländern sind bestrebt, die Bereitstellung weiter zu modernisieren. In Deutschland können alle, bei denen während des Arbeitslebens ein Verlust des Sehvermögens eintritt und die sozialer Rehabilitation bedürfen, bevor sie zur Rückkehr in den Arbeitsmarkt in der Lage sind, eins der vier staatlich betriebenen Fachzentren für die Rehabilitation von Erwachsenen aufsuchen, die behinderungsspezifisches Training bereitstellen. Die Module umfassen Fertigkeiten für eine unabhängige Lebensführung, Mobilität und Orientierung, Körperpflege, Informationsverarbeitung und Unterstützungstechnologie. Darüber hinaus gibt es weitere Zentren mit dem Schwerpunkt auf der beruflichen Erstausbildung für Schulabgänger und junge Blinde und Sehbehinderte sowie einige Schulen, die berufliche Bildung anbieten. Sie werden alle nicht staatlich, sondern von anderen Einrichtungen, darunter von Wohlfahrtsverbänden und -organisationen sowie Städten, betrieben, jedoch von der Bundesagentur für Arbeit, Rentenversicherung und anderen Versicherungen oder Jobcentern für ihre Dienstleistungen bezahlt. 

Im Gegensatz dazu bietet Rumänien keinerlei Rehabilitationsdienste für Blinde. Das Eintreten einer schweren Behinderung wie der Verlust der Sehkraft zieht eindeutig einen wichtigen Prozess nach sich: zu lernen, damit zu leben. Aus diesem Grund ist die Entwicklung von Rehabilitationsmaßnahmen in Rumänien zwingend erforderlich, und wir drängen die Europäische Kommission, die Regelungen des Europäischen Sozialfonds (ESF) noch einmal zu prüfen, in der Absicht, die Schaffung des geplanten Zentrums des Rumänischen Blindenverbands in Bukarest voranzutreiben.

Innovation – Unterstützung bei der Arbeitssuche und am Arbeitsplatz

In den Niederlanden gründeten drei Organisationen gemeinsam ein auf Reintegration spezialisiertes Unternehmen mit dem Namen Werkpad Ltd (Wege in die Arbeit), das nach kaufmännischen Grundsätzen tätig ist. Auf Seh-, Hör-, Sprachbehinderungen und Autismus oder eine Kombination davon spezialisierte Arbeitsbegleiter stellten Unterstützung bei der Beschäftigungssuche und am Arbeitsplatz bereit. 

In Polen ermöglichte die Nutzung staatlicher Zuschüsse für die Finanzierung von Organisationen des Dritten Sektors, um den Bedürfnissen Blinder und Sehbehinderter gerecht zu werden, dem Polnischen Blindenverband, mit seinem Bibliotheksdienst spezielle Stellen zu schaffen, um Arbeitsplätze für Blinde und Sehbehinderte bereitzustellen.
Innovation – neue Beschäftigungsmodelle

Die schwedische Vereinigung für Blindenarbeitsplätze hatte das Unternehmen „Iris Bemanning“ gegründet, das Arbeitsvermittlungsdienste für Behinderte bereitstellte. Zu diesem Zweck wurde eine Datenbank mit Arbeitsuchenden und deren Lebensläufen angelegt. Letztere wurden Personalbeschaffern von Arbeitgebern vorgelegt. Iris Bemanning beschäftigte Sehbehinderte an der Telefonanlage, wo sie Kunden betreuten, und konnte darüber hinaus die direkte Einstellung von Behinderten durch Unternehmen bewirken. Auf diese Weise wurden Arbeitsplätze für Behinderte geschaffen und das Wissen um ihre beruflichen Kompetenzen verbreitet. 
In Polen hatten traditionell als geschützte Arbeitsstätten operierende Kooperativen mit der Einführung neuer Unternehmen auf Markterfordernisse reagiert. Ein Erfolg war eine neue Telemarketing-Abteilung in einer etablierten Kooperative. Hier stellten blinde und sehbehinderte Arbeitnehmer Informationen über die von der EU gewährten landwirtschaftlichen Beihilfen bereit. Anrufer wussten nichts von der Sehbehinderung. Die Arbeitnehmer riefen die Informationen aus einer Computerdatenbank ab. Zum Ablesen vom Bildschirm verwendeten sie entweder Sprachausgabe- oder Bildschirmvergrößerungssoftware. Die Kooperative hat diesen Telemarketing-Auftrag im Rahmen eines öffentlichen Auswahlverfahrens der EU erhalten und plante, erneut an der Ausschreibung teilzunehmen. 

2.34. Unterstützung für die arbeitsmarktfernsten Menschen

Die Unterstützungsmaßnahmen für die arbeitsmarktfernsten Menschen unterscheiden sich in den besuchten Ländern recht deutlich. Österreich und Frankreich besitzen einen traditionellen geschützten/therapeutischen Sektor. Polen, Schweden und Deutschland haben sich von traditioneller geschützter Beschäftigung wegbewegt und stellen eine Reihe von Unterstützungsdienstleistungen für Menschen mit komplexen Bedürfnissen bereit. Deutschland besitzt einen wachsenden Sektor sozialer Unternehmen zur beruflichen Eingliederung von Personen mit komplexen Bedürfnissen. Die Niederlande schlagen diesen Weg gerade erst ein. 

Die geförderte Beschäftigung Blinder auf dem regulären Arbeitsmarkt ist eine relativ neue Entwicklung, und eine Verringerung der Nichterwerbstätigkeit in größerem Umfang bleibt abzuwarten. Daher wäre es unklug, Aktivitäten zur Förderung integrierender Beschäftigungsmaßnahmen (auch therapeutischer) zu verwerfen, die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit behinderter und nicht behinderter Menschen sowie zur Weiterentwicklung bieten. Tatsächlich besteht die EBU darauf, dass der Einsatz an speziell geschaffenen Arbeitsplätzen die Eingliederung in den regulären Arbeitsmarkt ergänzt. Dies ist die Herausforderung, die alle EU-Mitgliedsstaaten in Bezug auf Blinde mit zusätzlichen Beeinträchtigungen bewältigen müssen.

2.35. Beschäftigungsschutz

Die im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichte belegen, dass die meisten Arbeitgeber die Fähigkeiten und Leistungen Blinder und Sehbehinderter unterschätzen. Eine Gesetzgebung, die von Arbeitgebern die Prüfung der Möglichkeiten zur Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern mit schweren Sehschäden verlangt, bevor sie diesen kündigen oder sie unter Druck setzen, das Unternehmen zu verlassen, ist ein zuverlässiges Mittel, dieses Problem anzugehen.

Bewährte Methoden – Beschäftigungsschutz 

Diejenigen, bei denen ein Verlust des Sehvermögens während der Erwerbstätigkeit eintritt, waren in Schweden durch Rechtsvorschriften zum Beschäftigungsschutz vor einer fristlosen Kündigung geschützt. Arbeitgeber mussten einen Maßnahmenplan für die fortgesetzte Ausübung der gleichen Tätigkeit durch den Mitarbeiter oder den Wechsel zu einer anderen geeigneten Stelle in dem Unternehmen erstellen. Das Integrationsbüro war auf Ebene der Provinzen für den Schutz von Schwerbehinderten vor außerordentlicher Kündigung zuständig und musste einer Kündigung offiziell zustimmen. Vergleichbar war in Deutschland der besondere Kündigungsschutz für Schwerbehinderte. 

Kündigungsschutz kann auch durch Antidiskriminierungsgesetzgebung gewährleistet werden, diese bietet jedoch nicht den Schutz und die Anreize wie der in Schweden und Deutschland praktizierte gesetzliche Kündigungsschutz. 
2.36. Empfehlungen

Die Empfehlungen aus den im Rahmen des Projekts „Die unsichtbare Mehrheit“ zusammengetragenen Berichten werden hier wiedergegeben, da sie wichtige Gesichtspunkte für die EBU darstellen.

Empfehlung 1: Die EBU sollte sicherstellen, dass die EU-Direktion für Beschäftigung und Soziales ihren vollen Einfluss geltend macht, um die EU-weite Anwendung bewährter Methoden zur beruflichen Eingliederung Blinder und Sehbehinderter zu fördern. Die EU-Direktion sollte ihre Befugnisse zur Überwachung nationaler Aktionspläne, Sicherstellung des zielgerichteten Einsatzes von Mitteln des ESF und Finanzierung von Konferenzen für Experten und Dienstleistungsempfänger nutzen, um bewährte Methoden zu verbreiten.

Empfehlung 2: Wir empfehlen außerdem, in den Mitgliedsorganisationen der EBU nachdrücklich auf diesen Bericht aufmerksam zu machen. Diese besitzen dann die Möglichkeit, sich in ihren eigenen Mitgliedsstaaten für die Einführung von Dienstleistungen auf breiter Front einzusetzen. Es versteht sich von selbst, dass die EBU und ihre Mitgliedsorganisationen auf die baldige Ratifizierung von Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskonvention drängen sollten, die die Rechte von Menschen mit Behinderungen anerkennt, gleichberechtigt mit anderen zusammenzuarbeiten. Die EBU sollte zudem die Direktion für Beschäftigung und Soziales der EU-Kommission dazu bewegen, ihre Befugnisse dazu nutzen, bewährte Methoden gleichermaßen in den Mitgliedsstaaten zu verbreiten. Zu diesen Befugnissen zählt die Überwachung nationaler Aktionspläne, die unter Berücksichtigung der Bedürfnisse von Blinden und Sehbehinderten geprüft werden sollten.

Empfehlung 3: Wir empfehlen, dass die EBU und ihre Mitgliedsorganisationen jede Chance nutzen, auf die Einführung von Rechtsvorschriften zum Beschäftigungsschutz in jedem EU-Mitgliedsstaat zu drängen.

Empfehlung 4: Wir empfehlen beiden Organisationen die Unterstützung des Grundsatzes, dass der Weg von der Diagnose schwerer Sehschäden in den Arbeitsmarkt möglichst nahtlos gestaltet werden sollte. Eine frühe Intervention und Bereitstellung behindertenspezifischer Dienstleistungen ist für positive Ergebnisse entscheidend. 

Empfehlung 5: Wir empfehlen der EBU, alles in ihrer Macht stehende zu tun, um das Ausmaß der Nichterwerbstätigkeit von Blinden und Sehbehinderten in Mitgliedsstaaten der EU öffentlich zu machen. Dabei sollte die EBU auf die Beibehaltung der Unterscheidung zwischen „Arbeitslosigkeit“ und „Nichterwerbstätigkeit“ achten, von der in dem vorliegenden Bericht Gebrauch gemacht wurde. Dies ist notwendig, da der Begriff „Nichterwerbstätigkeit“ in einigen Mitgliedsstaaten offenbar nicht gut verstanden wird. Die EBU hat bereits wertvolle Arbeit geleistet, indem sie die bemerkenswerte Palette der von der „blinden Elite“ ausgeübten Beschäftigungen bekannt gemacht hat. Der Zeitpunkt ist gekommen, um uneingeschränkt anzuerkennen, dass sich diese Menschen ihren Weg in den Arbeitsmarkt hart erkämpft und sie Hürden überwunden haben, die die meisten Menschen ohne Sehbehinderung entmutigt hätten. Anstrengungen mit Blick auf geförderte Beschäftigung und Sozialunternehmen, insbesondere in Deutschland, zeigen erste Ergebnisse auch für Blinde und Sehbehinderte mit komplexen Bedürfnissen. 
Empfehlung 6: Wir empfehlen der EBU und ihren Mitgliedsorganisationen, sich für die Bereitstellung öffentlicher Ressourcen zur schnellen Entwicklung eines Beschäftigungsumfelds einzusetzen, das von Rehabilitation über den Einsatz an speziell geschaffenen Arbeitsplätzen bis hin zu geförderter Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt alle Aspekte abdeckt. Die Entwicklung eines solchen Umfelds in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten würde einen großen Beitrag zu der seit langem von der EBU befürworteten „Doppellösung“ des Problems der Nichterwerbstätigkeit leisten.

Empfehlung 7: Wir empfehlen der EBU, gemeinsam mit der Direktion für Beschäftigung und Soziales eine frühzeitige Lösung zu prüfen, die angemessene finanzielle Unterstützung für die von dem Rumänischen Blindenverband empfohlene Art von Rehabilitationszentrum bereitstellt. 

Empfehlung 8: Keiner der von uns untersuchten Mitgliedsstaaten verfügt über adäquate Daten zur Evaluierung der Situation Blinder und Sehbehinderter auf dem Arbeitsmarkt. Wir empfehlen der EBU, die EU weiterhin zur Förderung von Untersuchungen zu drängen, die die sorgfältige und präzise Überwachung der Nichterwerbsquote von Blinden und Sehbehinderten ermöglichen und einen Kontext liefern, in dem zuständige Stellen die Arbeitsbereitschaft ihrer Zielgruppen unter rationalen Gesichtspunkten beurteilen können. Mit dem von der EU-gesponserten Online-ANED-System soll ein Werkzeug für den kritischen Vergleich von Behindertenpolitik und Statistiken bereitgestellt werden, jedoch müssen wesentliche Probleme überwunden werden, wie der fehlende spezifische Bezug zu Sehbehinderungen und die Genauigkeit der Daten (zuständige Stellen in Österreich legten Belege vor, die den ANED-Bericht über die Situation im Land in weiten Teilen infrage stellen).

ANHANG: METHODE

Wir führten semistrukturierte Interviews mit Personen durch, die für die Erbringung der staatlichen Arbeitsvermittlungsdienste für Blinde und Sehbehinderte zuständig waren. Um die Ergebnisse soweit wie möglich abzugleichen, befragten wir gut informierte Beobachter, inwiefern sich die Dienste sowohl auf erwerbstätige als auch nicht erwerbstätige Blinde und Sehbehinderte im erwerbsfähigen Alter auswirkten. Zu diesen zählten wichtige Organisationen, die die Interessen von Blinden vertreten und auf mündlichem sowie schriftlichem Weg wertvolle Informationen lieferten. Dieser Ansatz war in Schweden, Deutschland, Frankreich, Österreich und Polen möglich.

In den Niederlanden hielten wir strukturierte Interviews mit Personen, die für die Bereitstellung staatlich finanzierter Arbeitsvermittlungsdienste für Blinde und Sehbehinderte verantwortlich waren, und gut informierten Beobachtern von NROs ab. Es ist uns jedoch nicht gelungen, Gespräche mit für berufliche Eingliederungsmaßnahmen zuständigen Amtspersonen zu arrangieren.

In Rumänien war das Verfahren anders. Die Struktur des Arbeitsmarktes für Blinde und Sehbehinderte in Rumänien unterscheidet sich stark von der in den anderen besuchten Ländern, und es ist viel schwerer für Blinde und Sehbehinderte, zu diesem Markt Zugang zu finden. Es ist uns nicht gelungen, Minister oder Beamte in den zuständigen Regierungsabteilungen zu befragen. Darüber hinaus waren wir nicht in der Lage, Informationen von staatlichen Dienstleistungsanbietern zu sammeln, da derartige Dienstleistungen kaum angeboten werden. Informationen wurden von den Geschäftsführern des Rumänischen Blindenverbands und dem Nationalen Beirat für Behinderung bereitgestellt.

Die Interviews waren um eine Liste von Themen herum strukturiert, die wir allen zu befragenden Personen im Voraus zukommen ließen. Folgende Themen standen auf der Liste:

1 Eine Legaldefinition von Blindheit und/oder Sehbehinderung, gemäß der Betroffene Zugang zu speziellen Programmen für die berufliche Eingliederung erhalten

2 Die Anzahl der erwerbstätigen Blinden und Sehbehinderten, aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht und zusätzlichen Beeinträchtigungen

3 Das Spektrum der Berufe von Blinden und Sehbehinderten zusammen mit Angaben bezüglich des Vorhandenseins einer Tätigkeit, die von diesem Personenkreis besonders häufig ausgeübt wird

4 Die Anzahl der aktiv arbeitsuchenden Blinden und/oder Sehbehinderten, aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht und zusätzlichen Beeinträchtigungen

5 Die Anzahl der nicht erwerbstätigen Blinden und/oder Sehbehinderten, aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht und zusätzlichen Beeinträchtigungen

6 Die Anzahl der arbeitsmarktnahen Blinden und Sehbehinderten

7 Die Anzahl der arbeitsmarktfernen Blinden und Sehbehinderten

8 Die Arten von Sozialleistungen für nicht erwerbstätige Blinde und Sehbehinderte mit Unterscheidung zwischen Einkommensersatzleistungen und Ausgleichszahlungen für die Kosten von Behinderungen

9 Umfang von obigem, ausgedrückt als Prozentsatz des durchschnittlichen Jahresverdiensts

10 Speziell auf Blinde und Sehbehinderte ausgerichtete Programme zur beruflichen Eingliederung mit dem Ziel der Beschäftigung in regulären Berufen und in speziellen Zentren, z. B. geschützten Betriebsstätten, Sozialunternehmen etc.

11 Gesetze, die Arbeitgeber Anreize für die Beschäftigung Blinder und Sehbehinderter bieten, z. B. Quoten, reservierte Arbeitsplätze

Allen Interviewteilnehmern wurde ein erster Entwurf der einzelnen Kapitel vorgelegt, und viele von ihnen machten unter Gewährleistung persönlicher Anonymität wertvolle Korrekturvorschläge, ließen uns ergänzende Informationen zukommen und gaben Kommentare ab. Das Ergebnis dieses Prozesses war die breite Übereinstimmung, dass die Kapitel einen ausgewogenen Überblick über Arbeitsvermittlungsdienste und ihren Einfluss auf Blinde und Sehbehinderte in den einzelnen Ländern geben. Sämtliche verbleibenden Unterschiede in der Gewichtung und mitunter in der Auslegung werden in den vollständigen Berichten dargelegt.

Dieser Bericht stützt sich auf das EU-Programm für Beschäftigung und soziale Solidarität, PROGRESS (2007-2013). 

Dieses Programm wird von der Europäischen Kommission umgesetzt. Es wurde ins Leben gerufen, um die Umsetzung der Zielsetzungen der EU im Bereich Beschäftigung, soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit zu unterstützen und damit zur Erreichung der Ziele der Strategie Europa 2020 auf diesen Gebieten beizutragen. 

Das siebenjährige Programm richtet sich an alle Interessengruppen, die die Entwicklung einer angemessenen und effektiven Arbeits- und Sozialgesetzgebung sowie -politik in den EU-27-, EFTA‑, EEA- und EU-Kandidaten- sowie potenziellen EU-Kandidatenländern mitgestalten können.

Weitere Informationen erhalten Sie unter: http://ec.europa.eu/progress
Die hierin enthaltenen Informationen spiegeln nicht zwangsläufig die Position oder die Meinung der Europäischen Kommission wider.

1

[image: image2.jpg]EBU

The voice of blind and partially sighted people in Europe



